
Gesa mtvertragl ich e Verei n ba ru ng
abgeschlossen zwischen dem Hauptverband der österreichischen
Sozialversicherungsträger (in der Folge HV genannt) im eigenen Namen und imNamen der österreichischen Soziaiversichãrungstøg"r und der Bundeskurie
niedergelassener Arzte der Österreichischen Ärietammer (in der Folge BKNAgenann$ im eigenen Namen und im Namen aller Kurienversammlungen der
niedergelassenen Arzte der Landesärztekammern gemäß SS g42ftASVG.

Diese Vereinbarung ergänzt die Verpflichtungen der Vertragsärzte undVertragsgruppenpraxen gemäß der gesamtvertiaglichen Verein[arung vom
16' Dezember 2004 über die Venryendung der e-card in d-er derzeit geltenden Fassung,
sowie gemäß derdiesbezüglichen Vereinbarungen der kurativen GLsamtverträge. Diezuständigen Krankenversicherungsträger und die zuständigen Ärztekammern
verpflichten sich, ihre kurativen Gesamtverträge entsprechend ã¡eser Vereinbarung
anzupassen.

Soweit in der Folge personenbezogene Bezeichnungen nur in männlicher Form
angeführt sind, beziehen sie sich auf Frauen und Manñer in gleicher Weise. Bei der
Anwendung auf eine bestimmte Person ist die jeweilige geschiechtsspezifische Form
anzuwenden.

Ziel der Vereinbarung ist die gemeinsame (Weiter-)Entwicklung des e-card Systems
zur Verbesserung der Servicequalität für die Versicñerten und zur Vereinfachung der
Prozesse in den ordinationen und in den sozialversicherungsträgern.

Die eKOS-Applikation verfolgt den Zweck, die Zusammenarbeit zwischen
Leistungsverordnern und Leistungserbringern zu unterstützen und in der
Kommunikation mit den Krankenversicheiungsträgern effizienter zu gestalten.
Papierprozesse sollen weitestgehend durch elekironisihe AblËiufe ersetzt werden, um
Bürokratie abzubauen. Regelungen über die Abrechenbarkeit von Leistungen werden
durch diese Vereinbarung nicht berührt,

Einführung von e-Services 2019 und 2019

Präambel

Elektronisches Kommunikations service eKos (e-Zuweisung, e-
Ü berweisung, e-Verordn ung)

ffif,|'|.Ígsfqplikation handelt es sich um die etektronische Erfassung,
uþerm¡ttlung und. Bearbeitung von überweisungen, Zuweisungen und
Verordnungen, wobei die zugruñdeliegenden Leistun-gãn unterschiedlich nachden jeweiligen Regelungen der Krankenverõicherungstragèi- àin",
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Bewilligungspflicht durch den chef- und kontrollärztlichen Dienst unterliegen
können. eKOS wird auf Basis eines einvernehmlich festgelegten Rollouiplanes
filr das Jahr 2018 eingeftihrt und gemeinsam weiterentwickelt.

le¡tragsärzte und-Vertragsgruppenpraxen mit kurativem Einzelvertrag zu einergKK sind jedenfails verpftichtet, ab 0r.01 .2019 bei jeder ü'-uãñuìi.rng,
Zuweisung und verordlung, die eine der in Abs. 3 angetuirrten Lã¡siungsart"n
betrifft, die eKoS-Applikation zu ven /enden. Die Verpfiicntung umtássinichtdie
Ausstellung von überweisungenr Zuweisungen und väroronrngen bei
Hausbesuchen bzw. Hausbeðuchen in Hei-men, sofern teinð "lmooite)
Ausstattung vorhanden ist. Ausgenommen von der verpflicÀtenden
vqrwe$ung sind vertragsärzte, die zum01.o1.2019 das oa. leben!¡àñi|ere¡ts
vollendet oder den Einzetvertrag bis 91.12.2019 gekündigt haben *äio"n.
Als Leistungsarten umfasst die Verwendungspflicht folgende Untersuchungen
Pry. Therapien: MR, cr, Knochendiãhiemessuñg, Humangenètische
untersuchungen, Nuklearmedizinische untersuõhungen, -- 

il¡n¡sch_
psychologische Diagnostik, Röntgen, sonographie, Röntgentñerapie.

Die weitere verpflichtung zur verwendung der eKos-Applikation vonzusätzlichen ärzflichen - .Factrgruppen als Zuweisungsemfiffid; und
Leistungserbringer bedarf des Eiñvernehmens zwischen oei vertraòãparteien.

Die eKOS-Applikation ist unabhängig davon anzuwenden, ob eine Leistungsart
bei einem oder mehreren Krankeñversicherungsträgern durch den chef- und
kontrollärztlichen Dienst zu bewilligen ist oder ñ¡crrt.-Die negetungén uber Oie
Bewilligungspflicht 

. 
von. Leistungen werden durch die- gegän.tánol¡"tr"

Vereinbarung nicht bertthrt.

Die eKO-S-Applikation ändert nicht die Zuständigkeit der patienten für die
allfällige Einholung der Bewilligung des chef- und käntrollärzflichen Dienstes.

Der HV leistet für die verpflichtende flächendeckende Venøendung einepauschale vergütung in Höhe von € 2,1 Mio., zahlbar mit 01.0g.zoig. o¡e
verteilung an vertragsärzte und vertragsgruppenpraxen erfolgt, ab 1.10.2019
:oPql¿ die ve rpftichtu ng {.er !g{ra gsarite und vertragsgru ppenpraxen gemä ß
$ 1 Abs.2 eintritt, durch die ÖAK. 

-

pje. vefragsparteien setzen sich daftir ein, dass eKos ab 01.10.2019
flächendeckend und verpflichtend vemrendet wird. Daher ist erstmaiö m¡t
01.10.2019 die voraussetzung gemäß g13 Abs. ,l J. zusatzprotokoll vu-GV zur
Erhöhung der Tarife der VU auf € gt,- gegeben.

Vertragsärzte und Vertragsgruppenpraxen mit einem kurativen Einzelvertrag zueiner Gebietskrankenkasse, die eKos integriert über 
-eine

lgrtragspartnersoftware tatsächlich verwenden, erhalterials Zuschuss zu den
EDV-wartungskosten einen Betrag von € 4,-- pro Monat ab dem ãrsten
YçY."l9yngsmonat bis einschl¡eßliðh Dezember àozz,frühestens aber Jrst ab
01.01 .2019. Der Zuschuss gemäß g 2 Abs. 2 ist davon unberührt.

Zur.Auszahlung wird folgende Vorgangsweise vereinbart: Die Auszahlung
erfolgt im Rahmen der üblichen ¡eweitigeñ GKK Honorarabrechnung uber eine
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eigene Verrechnungsposition. Deren Abrechnung durch den Vertragspartner
setzt das weitere Bestehen seiner Anspruchsbereõhtigung ùná jiã zrii¡¡ilnl
zur Überprüfung der integrierten verwänounl ãurch dãn Éruptuåioand voraus.

$ Z e-Medikation

(1) Die Rechte und Pflichten der Vertragsärzte und Vertragsgruppenpraxen zurvenryendung von e-Medikation ergebãn sich aus SS 1g A-bù üriJ 3 iVm g l6aGesundheitstelem.atikgesetz _ zolz (GTerG 'lan¡ v- 1"r ELGA_verordnungsnovelle 2017, BGBI. ll trlr. ògolz017). Die Vertragsparteien gehen
davon aus, dass nach Ende des Rollouts eine fiachendecreñ¿ãvenveñ¡ilö
der e-Medikation durch zumindest 80 Prozent der vertragsarzte und
lertragsgruppenpraxen im Bereich der Allgemeinmedizin unO oeiallgemeinen
Fachärzte gegeben ist.

(2) vertragsärzt9 |nd Vertragsgruppenpraxen mit einem kurativen Einzelvert Êg zueiner Gebietskrankenkassê'(âusgenommen Vertragsärzi" -rno 
Vertrags-gruppenpraxen mit Ordinationsstandort in Voradbãrg), die e-Medikation

integriert übereine_Vertragspartnersoftware tatsächlich uã*"noln, erhalten alsZuschuss zu den EDv-Wártungskosten einen Betrag von € 2g,-- iro Monat abdem ersten 
!.erw-9nlungsm.õnat . 

(niclt jedoch -vor dem zãitpuntt dertatsächlichen^Verpflichtung lt. Rollout-Plan oer Regioni bis l-inscntießl6h
Dezember 2022. Der Zuscñuss gemäß g I Abs. 9 ist dãvoñ unbeiurrrt,

(3) Zur Auszahlung wird folgende_Vorgangsweise vereinbart: Mit dem Antrag zurBundesförderung für die Anschubfinanlierung kann gleichzeitig Jer in Abs, 2beschriebene Zuschuss bei derjeweiligen GKk beantiagt werde"n. Di""", mussdie Zustimmung des Antragstellers en[haften, dass die i1t"gri"d; ùerwendung
seitens des Betreib.ers stichprobenartig überprüft wird. Dieïùrtãhrrngg;o¡gì
im Rahmen der üblichen jeweiligen GKk Honorarabrechnrng ùlË 

"ine 
eigeneVerrechnungsposition. Deren Abrechnung durch den Vertrág-rpártn", setzt dasweitere Bestehen seiner Anspruchsberéchtigung und diã 2ustimmung zurÜberprüfung {el integrierten verwendung ã;;h- oen zusia;Jùä, Betreibergemäß g l6a GTeIG 2012voraus.

S 3 Einführung,,Foto auf der e-card,, von 2O1g -ZO2g

Die Aráekammern sowie die Ärzte und Gruppenpraxen werden die flächendeckende
Ausstattu n g du rch zielgerichtete I nformation de r Patienten u nterstützen.

S ¿ Gemeinsame Einführung

Die BKNA und die Kurienversammlungen der niedergelassenen Arzte der
Landesärztekammern werden die oben vere¡nbarten Projekte beider Einführung durchlnformationen an die Mitglieder aktiv und positiv unterstútzen.
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Ei nführung weiterer e-services

ss
(1)

Generelles vorgehen vor Einführung (Kosten/N utzen-prozedere)

HV und BKNÄ vereinbaren, bis 30.06.201g ein gemeinsames prozedere zu
erarbeiten und zu vereinbaren, damit eine kooþerative Einführunj uón 

"-services (insb. e-Rezept, e-Transportschein, e-lmpfpass und e-Muîter-Kind-
Pass) im Zeitraum 20iB-2022 vorgenommen werden kann.

(21 Folgende schritte zur Einführung werden dabei ats weg festgelegt:

o HV und BKNA ermitteln und definieren Kriterien zw Nutzen/Kosten-
verteilung der betroffenen Vertragsä rzte und Vertragsg ruppenpraxen u nter
Einbindung der Softwarehersteller.

o Ermittlung der,,Standard'-Kosten/Nutzen ftir betroffenen Vertragsärzte und
vertragsgruppenpraxen (sowohl einmalig als auch laufend).o Bewertung erfolgt durch Bewertungsteam von Hv und BKI{A.¡ BeiNichteinigung innerhalb von dreiMonaten ab Beginn der Kosten/Nutzen-
Evaluierung werden von HV und BKNA einvernehmlich zwei Experten
bestellt. Beide Seiten akzeptieren das Gutachten.

o Das Ergebnis stellt einen Teil der Verhandlungsgrundlagen und allfälliger
Kostena bgeltu ngen fti r d ie Vertragsä rzte u nd Vertragsgru ppen praxen d a r.

5 6 Geplante Einführung von e-Rezept

Die Vertragsparteien vereinbaren, dass der Rollout von e-Rezept nach Maßgabe des
Prozederes nach $ 5 gestaffelt im Jahr 2020 erfolgen soll. Gemeinsames Ziel ist es,
dass e-Rezept von Vertragsäzten, Vertragsgruþpenpraxen und Wahlärzten mit
Rezepturrecht ab Ausstattung, spätestens jedôch ab 01 

'.01.2021, 
verwendet wird.

S 7 Geplante Einführung von e-Transportschein

Die Vertragsparteien vereinbaren, dass der Rotlout von e-Transportschein nach
Maßgabe des Prozederes nach $ 5 gestaffelt im Jahr 2021 erfolgen soll.
Gemeinsames Ziel ist es, dass e-Transportschein von Vertragsärzten und Vertrags-
gruppenpraxen ab Ausstattung, spätestens jedoch ab 01 .01.2022, veruendet wird.
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Modernisierung der I nfrastruktur

$ 8 GIN-Zugangsnetz: Zusammenlegung von sv-Kanal und MwD-Kanal
im Jahr 2otg und Erhöhung der Bandbreite auf 2MBit/sl

(1) Der Aufpreis für die Kanalzusammenlegung belrägt € 3,-- netto zzgl. USt pro
!9nat pro G|N-Zugangsnetzanschluss-auît.01.201g. Der HV wird mit den
G I N-Zu gangsnetzprovide rn im _wege de r c t Ñ-2, g. n g;"t=-piovid erverträgevereinbaren, dass der _ Betrag nur ¡enðn 

" v"rtìagJårrten undvertragsgruppenpraxen in Rechnuni gestàlrt wird, die über éi* zr. hlungdurch den HV gestütã werden.

(2) Der Aufpreis für die Bandbreitenerhöhung beträgt € l,-- netto zzgl. USt pro
v9l"t pro G|N-Zugangsnetzanschluss aÙ ot.ol.201g. Der HV wird mit denG|N-Zugangsnetzprovidern im Weg cer clÑ-zrg"ng.n"tr-piou¡0"*"rträge
vereinbaren, dass der Betrag nur jenen vertîagõarzt* ,no Vertrags-Gruppenpraxen in Rechnung geltettt wiio, oe¡denen ðie gandbreitenerhöhung
Vorgenommen wird. Das schließt jene aus, bei denen eineBandbreitenerhöhung nicht herstellbár ist oder deren GIN_Zugangsnetzanschluss zum 01.01 .2018 bereíts eine höhere Bandbreite hat.

(3) Die unterAbs. I und Abs' 2 anfallenden Kosten je G|N-Zugangsnetzanschluss
trJr 12 Monate á max' e 4,'- netto zzgl. ust werden von der öAk übernommen.

(4) HV und BKNA streben eine weitere deutliche Erhöhung der Bandbreiten an undwerden dazu im Jahr 2018 ein gemeinsames verhand'íung*t"r;;irrichten.

S 9 Ersatz der physischen GINA durch ein Service (GINA-as-a-service)-
schrittweise Einführung ab 2O2t

(1) Der HV verpflichtet sich ab 2021den Ersatz der physischen GINA durch einservice (Gtl!f-a-s-.9--service) schrittweise durchzuführen. Der dadurchentstehende wegfall der Hardwarekosten reduziert ¡eoentãtn o¡e-kosten oesp!{-zgoangsnerzes für die Vertragsarzte ;rd vårtiãgsgirppãnprrr"n ab01.01 .2022 in der Höhe des Aufp-re¡ses gãmãß s B-nós.-i. w¡ro diesePreisreduktion per ol.0l .2022 nicñt ereicñi w¡r¿, äer naùptverband dieseKosten in Höhe von maximal € 3,- netto _zzgl. usi tür oie-üãrtrãgsarzte unoVertragsgruppenpraxen übernehmen. soiien andere preissËigerungen
anfallen, werden diese nicht vom HV übernorr"n. Eine gemeìn.ãr" Lösungmit den Providern wird gesucht.

(2) Mit dem Wegfallder physischen GINA entfällt gleichzeitig die Möglichkeit, überdiese offline Konsuttationen zu erfassén, sowie die Stand-aloneAnbindungsmöglichkeit.
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Sch lussbestim mu ng

Vertragsdauer

Díese Vereinbarung wird für eine Laufzeit von fünf Jahren geschlossen und
endet spätestens am 31.12.2022. Von díeser Vereinbarung abweichende
Vereinbarungen auf Ebene der Krankenversicherungsträger und
Landesärztekammern sind nur mit Zustimmung der Vertragsparteien zulässig.

HV und BKNA kommen überein, im Jahr 2021 Gespräche über eine Fortführung
dieser gesamtvertraglichen Vereinbarung oder einzelner Bestandteile sowie
einer Valorisierung zu führen, mit dem Ziel, die laufenden Zahlungen auf Basis
dieser Vereinbarungen in eine zusätzliche Modernisierung der
Leistu n gskata loge fü r Telekonsu ltationen ü berzufü h ren.

Wien, am
05. Juni lÛ18

Für den Hauptverband der ichischen Sozialvers

Dl Volker

Für die Österreichische Arztekammer

Bu ndesku ríe der niedergelassenen i\rzte
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VP MR Dr. Johannes Stein
BKNA-Obmann

niv.-Prof. Dr. Thomas Szekeres
Präsident
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